
Dem Empörungsgestus entgegentreten
Ver.di-Chef Frank Bsirske über die AfD, die DGB-Rentenkampagne und den SPD-Beschluss zu CETA
Im nächsten Jahr sind Bundestags-
wahlen, in Berlin steht eine rot-rot-
grüne Koalition vor der Tür, und die
AfD sitzt in etlichen Länderparla-
menten. Herr Bsirske, wohin geht
die Reise?
Das Thema soziale Gerechtigkeit hat-
te bei allen Landtagswahlen der letz-
tenMonate eine hohePriorität bei den
Wählerinnen und Wählern. Es wird
für alle Parteien darauf ankommen,
deutlich zu machen, welche Antwor-
ten sie darauf haben. Ein eigenes, so-
ziales Profil ist die beste Antwort auf
das Erstarken einer Rechtspartei wie
der AfD. Fortschrittliche Kräfte müs-
sen sich der Herausforderung stellen,
dass ein Teil sozial Benachteiligter im
Wahlverhalten rechts andockt bei ei-
ner AfD, die so tut, als könnte sie die
Schuld für ihre Probleme Flüchtlin-
gen in die Schuhe schieben. Dabei
würde es sie auch ohne einen einzi-
gen Flüchtling geben.

Das ist paradox, weil die AfD im
Kern eine Partei der Besserverdie-
nenden ist und ein Programm hat,
das gegen die Interessen der sozial
Ausgegrenzten und auch der ab-
hängig Beschäftigten geht.
Deswegen leiten sich aus dieser Di-
agnose mehrere Schlussfolgerungen
ab. Erstens muss ernst genommen
werden, was an realen Problemen
hinter dieser Wählerentwicklung
liegt. Entsprechende Antworten müs-
sen in praktische Politik umgesetzt
werden und dürfen nicht bloß An-
kündigungen bleiben. Da darf man
nicht kleckern, sondern muss klotzen
– beim Schaffen von bezahlbarem
Wohnraum nicht nur in Ballungs-
zentren, bei der Verbesserung der Si-
tuation der Bildung in Kindertages-
stätten, Schulen, Hochschulen und in
der beruflichen Bildung. Es muss et-
was getan werden gegen die Preka-
risierung von Arbeitsbedingungen,
die Furcht vor Lohndumping oder ge-
gen die Flucht aus Tarifverträgen.
Gleichzeitig muss man dem Empö-
rungsgestus entgegentreten, den die
AfD vorführt, während sie real für
Konzepte steht, die rechts sind und
noch mehr gegen die Interessen von
Arbeitnehmern gerichtet sind, als wir
dies von der FDP kennen – zum Bei-
spiel, wenn Frauke Petry erst für die
Rente ab 70 eintritt und obendrein
prüfen will, das Rentenniveau noch
stärker als bisher geplant abzusen-
ken.

Themenwechsel: Der Koalitions-
vertrag von 2013 trägt die Hand-
schrift der Gewerkschaften. Wie be-
werten Sie die Arbeit der Großen
Koalition, anhand dessen, was sie
für die Beschäftigten getan hat?
Für uns ist die Stabilisierung des Ta-
rifsystems von strategischer Bedeu-
tung, wozu der gesetzliche Mindest-
lohn einen wichtigen Beitrag leistet.
Mit der Erleichterung der Allge-
meinverbindlichkeitserklärung von
Tarifverträgen [wodurch diese für al-
le Beschäftigten einer Branche gel-
ten; jme] hat die Bundesregierung ei-
nen Schritt gemacht, der auf die Stär-
kung des Tarifsystems abzielte. Tat-
sache ist, dass wir keinen Anstieg der
für allgemeinverbindlich erklärten
Tarifverträge verzeichnen können,
sondern deren Anteil liegt seit vielen
Jahren bei rund einem Prozent.

Warum ist das so?
Ganz einfach: Weil zwar auf der ei-
nen Seite das Quorum abgeschafft
wurde, dass 50 Prozent der Beschäf-
tigten einer Branche Gewerkschafts-
mitglied sein müssen, um einen Ta-
rifvertrag für allgemeinverbindlich
erklären zu können. Aber immer noch
kann in den paritätisch besetzten Ta-
rifausschüssen ein Veto der Arbeitge-
berverbände die Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung verhindern. Folge-
richtig wäre, das Gesetz zu verän-
dern, so dass ein AVE-Antrag im Ta-
rifausschuss nur mit einer Mehrheit
abgelehnt werden kann und nicht wie
bisher eine Mehrheit einem Antrag
zustimmen muss. Die Umkehr ist
zwingend notwendig, um das, wasmit
dem Tarifautonomiestärkungsgesetz

ursprünglich beabsichtigt war, tat-
sächlich zu erreichen. Auch die Tarif-
autonomie bliebe gewahrt, schließ-
lich reichen die Tarifpartner den Ein-
trag vorab gemeinsam ein.

Stichwort Leiharbeits- und Werk-
vertragsgesetz: Der Entwurf von
Bundesarbeitsministerin Nahles
wurde amDonnerstag das erste Mal
im Bundestag beraten.
Dieser Gesetzentwurf markiert das,
was in Sachen Bekämpfung der Pre-
karisierung mit der Union möglich
gewesen ist und zeigt die Grenzen
dieser Koalition deutlich auf. Zur Eu-
phorie besteht kein Anlass.

Konkret heißt das ...
Die Themen Lohndumping und Ent-
sicherung werden durch diesen Ge-
setzentwurf nicht wirklich angegan-
gen. Leiharbeit kann ja durchaus Sinn
machen, wenn es um die Abdeckung
von temporären Auftragsspitzen geht.
Aber wir sind dagegen, dass Leihar-
beit als Instrument des Lohndum-
pings und systematischer Entsiche-
rung eingesetzt wird. Deswegen for-
dert ver.di die gleiche Bezahlung bei
gleicher Arbeit vomersten Tag an oder
die Ausweitung von Mitbestim-
mungsrechten der Betriebsräte beim
Einsatz von Werkvertragsarbeitneh-
merinnen und -arbeitnehmern. Es
geht darum, Scheinwerkverträge bes-
ser bekämpfen zu können. Gemessen
daran muss der Gesetzentwurf ent-
täuschen. Er enthält zum Beispiel die
Regelung, dass Equal Pay erst nach

neun Monaten greifen soll. Aber 50
Prozent der Leiharbeiter sind keine
drei Monate in einem Betrieb einge-
setzt, zwei Drittel keine sechs Monate
und zwölf Prozent keine drei Tage. Für
das Gros der Leiharbeiter bringt die
Bestimmung also nichts. Genauso we-
nig wie eine Höchstüberlassungsdau-
er von 18 Monaten, bevor das Ar-
beitsverhältnis in ein Stammarbeits-
verhältnis im Einsatzbetrieb über-
führt werden soll. Weil diese Rege-
lung als Grundlage den Leiharbeiter
und nicht den Arbeitsplatz hat, kann
nach 18 Monaten einfach ein anderer
Kollege auf den Platz gesetzt werden.

Ein insgesamt schwacher Entwurf?
Was unter dem Strich bleibt, ist das
Verbot des Streikbrechereinsatzes
von Leiharbeitskräften. Wir haben
über viele Jahre hinweg – in Arbeits-
kämpfen im Einzelhandel oder etwa
bei der Post AG – erlebt, dass syste-
matisch Streikbruch durch den Ein-
satz von Leiharbeitskräften organi-
siert worden ist. Dem wird jetzt ein
Riegel vorgeschoben. Das ist positiv
und war schwierig genug durchzu-
setzen gegendenWiderstand aus dem
Arbeitgeberlager und seitens derCSU.
Das heißt, wir sehen einen Teilfort-
schritt, aber im Kern nicht die Ab-
kehr von der Entsicherung, die mit
Leiharbeit und Scheinwerkverträgen
nach wie vor verbunden ist.

Die gewerkschaftliche Rentenkam-
pagne soll bis zur Bundestagswahl
2017 laufen.

... und wenn nötig, darüber hinaus.
Wir haben uns im DGB darauf ver-
ständigt, das Rentenniveau in den
Mittelpunkt dieser Kampagne zu stel-
len und damit die gesetzliche Rente.

Was sind die Gründe dafür aus Sicht
der Gewerkschaften?
Ganz einfach. Die Riester-Rente soll-
te die Rentenkürzungen, die mit der
Fixierung auf die Beitragssatzstabi-
lität verbunden sind, ausgleichen.
Das ist im Zeichen anhaltender Nied-
rigzinsphase, intransparenter Ries-
ter-Produkte und hoher Verwal-
tungskosten deutlich gescheitert.
Mal ganz abgesehen davon, dass die-
jenigen, die das am meisten bräuch-
ten, sich die Beiträge zur Riester-
Rente am wenigsten leisten können.
Zudem haben 40 Prozent der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer
überhaupt keine betriebliche Alters-
vorsorge. Kurzum: Die gesetzliche
Rente bleibt das entscheidende Feld.
Es muss also darum gehen, das Ren-
tenniveau zu stabilisieren und wie-
der anzuheben. Im Herbst will And-
rea Nahles Berechnungen zur Ent-
wicklung des Rentenniveaus vorle-
gen, die weiter reichen als bis 2030.
Bis zum Januar wird es im DGB eine
Verständigung über die Forderung
nach der Höhe des Rentenniveaus
geben. Dafür müssen wir uns auch
über die Höhe der Beitragssätze ver-
ständigen. Ich gehe davon aus, dass
eine Erhöhung über die gesetzlich
festgelegten 22 Prozent hinaus er-
folgen muss. Ich denke, dass Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer be-
reit sind, einen höheren Beitragssatz
zu zahlen, wenn ihnen das die Si-
cherheit verschafft, im Alter nicht auf
Hartz IV angewiesen zu sein.

Und das werden nicht wenige sein.
Wenn wir heute schon ein Renten-
niveau von 43 Prozent hätten, müss-
te jemand, der 80 Prozent des Durch-
schnittsverdienstes erhält, das wä-
ren rund 2400 Euro brutto, rund 40
Jahre lang arbeiten, um eine Rente
auf Grundsicherungsniveau zu er-
halten. Noch dazu sagen unsere Sta-
tistiker, dass 60 Prozent der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer we-
niger als 2400 Euro brutto im Monat
verdienen, darunter viele Teilzeit-
beschäftigte, Minijobber oder Men-
schen im Niedriglohnsektor; und
Frauen kommen in Westdeutschland
im Schnitt auf weniger als 30 Bei-
tragsjahre. Das macht deutlich, vor
welcher Herausforderung wir ste-
hen. Wir müssen auch Verbesserun-
gen bei den Erwerbsminderungs- und
Erwerbsunfähigkeitsrenten errei-
chen, weil heute Erwerbsminderung
im Grunde sofort mit einem massi-
ven Armutsrisiko verbunden ist. Die
Bundesagentur für Arbeit muss wie-
der für Langzeitarbeitslose Beiträge
an die Rentenversicherung zahlen.
Nicht zuletzt muss der Kreis derje-
nigen, die in die gesetzliche Ren-
tenversicherung einbezogen ist, ver-
breitert werden. Wir brauchen einen
drastischen Kurswechsel in der Ren-
tenpolitik.

Letztes Thema: SPD und CETA. Ein
Großteil der Bevölkerung lehnt CE-
TA und TTIP ab und muss sehen,
dass SPD-Chef Gabriel sich durch-
gesetzt hat und die SPD zustimmt?
Diese Einschätzung teile ich so nicht
ganz. Der Parteikonvent hat die Zu-
stimmung der Sozialdemokraten im
parlamentarischen Verfahren an
rechtsverbindliche Voraussetzungen
gebunden. Ausländische Investoren
dürfen nicht privilegiert werden, die
EU darf im Rahmen des CETA-Ab-
kommens in keiner Weise vom pri-
mär-rechtlich verankerten Vorsor-
geprinzip abweichen, es ist ein Sank-
tionsmechanismus bei Verstößen ge-
gen Arbeit-, Sozial- und Umwelt-
standards zu entwickeln. Und es
muss sich unmissverständlich erge-
ben, dass bestehende oder künftig
entstehende Dienstleistungen in der
öffentlichen Daseinsvorsorge ge-
schützt werden. Das sind harte Rest-
riktionen, von denen die Zustim-
mung der SPD-Abgeordneten ab-
hängig gemacht worden ist. Jetzt
muss geliefert werden.

Heißt das, Sie können den »emoti-
onalen Kampagnenmodus« verlas-
sen, wie es ein Kollege aus einer
Schwestergewerkschaft ausdrück-
te, und die Proteste einstellen?
Bei der Kritik an TTIP/CETA/TiSA
geht es nicht um einen emotionalen
Kampagnenmodus, sondern um
sachlich wohl begründete Politik.
Hier ist eine absolut begrüßenswerte
Sensibilität in der Gesellschaft ent-
standen für das, was mit neoliberal
ausgestalteten Freihandelsabkom-
men an Risiken etwa für die öffentli-
che Daseinsvorsorge verbunden ist.
Viele Gewerkschafter haben dazu
beigetragen, dass es diese Sensibili-
tät gibt. Und das ist gut so.

Und für die Proteste gegen die Frei-
handelsabkommen heißt das nun
abwarten, ob die Voraussetzungen
erfüllt werden, oder weitermachen?
Wir haben allen Anlass dazu, in die-
ser Frage aufmerksam zu bleiben.Wir
haben es nicht nur mit CETA zu tun,
sondern mit insgesamt drei Abkom-
men. Neoliberale Akteure werden
versuchen, das, was sie bei CETA
nicht unterbringen können, beim
Dienstleistungsabkommen TiSA oder
bei TTIP unterzubringen. Also: Wei-
termachen – auch wenn das dem ei-
nen oder anderen nicht behagenmag,
weil er dazu neigt, sich mit Dingen
zu arrangieren, mit denen man sich
besser nicht arrangieren sollte.

Frank Bsirske ist seit 2001 Vorsitzender der Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di – mit gut zwei Millionen Mitglie-
dern die zweitgrößte der DGB-Gewerkschaften. Der 64-
jährige Bsirske wurde in Niedersachsen geboren, war unter

anderem Fraktionsmitarbeiter der Grünen-Stadtratsfraktion
und Personalstadtrat in Hannover. Bis zur ver.di-Gründung
war Bsirske noch ein Jahr lang Chef der Gewerkschaft ÖTV.
Mit ihm sprach Jörg Meyer. Foto: nd/Ulli Winkler
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Abschieben als
Außenpolitik
CDU: Entwicklungshilfe
nur gegen Rücknahme
von Flüchtlingen

Frankfurt am Main. CDU-Innen-
politiker wollen die Zahlung von
Entwicklungshilfe mit der Bereit-
schaft zur Rücknahme abgelehn-
ter Asylbewerber verknüpfen. Der
Vorsitzende des CDU-Bundes-
fachausschusses Innenpolitik, der
hessische Innenminister Peter
Beuth, sagte der »Bild am Sonn-
tag«: »Die Rückführung von aus-
reisepflichtigen Ausländern ist
Teil unserer nationalen Interes-
sen. Länder, die ihre Staatsbürger
nicht zurücknehmen, dürfen auch
keine Leistungen wie etwa Ent-
wicklungshilfe mehr erhalten.«
In einem Ausschussbeschluss,

der dem epd vorliegt, heißt es,
zahlreiche Herkunftsstaaten wei-
gerten sich völkerrechtswidrig, ih-
re Angehörigen zurückzunehmen.
»Ihnen wollen wir in einem zwei-
stufigen Prozess die Streichung der
Entwicklungshilfe zunächst an-
drohen und dies in letzter Konse-
quenz auch umsetzen.« Die Rück-
führung von Ausreisepflichtigen
müsse »zentrales Element unserer
Außenpolitik werden«. epd/nd

IWF will
Schuldenerlass
für Athen
Ziele der Gläubiger
»unrealistisch«

Athen. Selbst wenn Griechenland
alle Strukturreformen und Spar-
maßnahmen umsetzt, ist ein wei-
terer Schuldenerlass seitens der
Gläubiger aus Sicht des Internati-
onalen Währungsfonds (IWF) un-
umgänglich. Dies ist das Ergebnis
einer Prüfung des hoch verschul-
deten Landes durch den IWF. Die
Schulden Athens seien weiter ge-
stiegen – was belege, dass die grie-
chische Wirtschaftsleistung nicht
mit den anspruchsvollen Maß-
nahmen in Einklang zu bringen sei,
teilte der Fonds am Wochenende
mit. Die Ziele der Gläubiger seien
unrealistisch. Es könne angesichts
der wirtschaftlichen Situation mit
einer zweistelligen Arbeitslosen-
quote nicht davon ausgegangen
werden, dass Griechenland »ein-
fach aus seinen Schulden heraus-
wächst«. Um nachhaltiges Wachs-
tum zu erlangen, seien Schulden-
erleichterungen notwendig.
Der IWF kritisiert schon lange,

die internationalen Gläubiger
gingen davon aus, Griechenland
könne dauerhaft einen Primär-
überschuss – also eine positive
Haushaltsbilanz ohne Berück-
sichtigung von Schuldenlasten –
von 3,5 Prozent erreichen.
Aber auch mit dem Land selbst

geht die Institution hart ins Ge-
richt. Weitere umfassende Maß-
nahmen – darunter erneute Ren-
tenkürzungen sowie die Abschaf-
fung vieler Steuererleichterungen
– seien unumgänglich. dpa/nd


